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REPUBliK ÖSTERREICH 
Xi V. Geöetzgcbung5pt'l'iocie 

BUNDESMINfSTERIUM FÜR 
LAr..!D- UND fORSTWIRTSCHAFT 

vVIEN, 1978-05-16 

ZZ~ 11. 633/17-I 1/78 

L 

An den 

Herrn Pr~sidenten 
des Nationalrates 
Anton Ben y a 

Parlament 

1010 Wi e n 

_I 

Gegenstand: Schriftliche parlamentarische 
Anfrage der Abgeordneten zum 
NationaZrat DipZ.Ing.RiegZer 
und Genossen ({JVP)3 Nr.1764/']3 
vom 16.M~rz 1978 3 betreffend 
die Aufnahme von Frau Dr.Gertrud 
WOl~e Z 'in ein (J fJen t lieh-re ch t­
Zichee DienstverhaZtnisund 
Ernennung zum Ministerialrat 

-1 "15'6IA.S 

1978 -05- 1 fj 
zu 17{;;J{/J 

Die schriftZiche parZamentarische Anfrage der Abgeordneten zum 

NationaZrat DipZ.Ing.RiegZer und Genoesen ({JVP) 3 Nr.l?64/J3 be­

treffend .4ufnahme von Frau Dl'. Gertrud Wore Z -in e1>1. öffentlich-­

rechtZ,iches DienstverhaZtnis und Ernennung zum M'inister'ia Zl~at~ 

beehre ich mich üJie foZgt zu beantzvorten: 

Bereits in meil.en schriftlichen Anfragebeantwortungen Nr.990/AE3 

991/AB und 992/AB habe ich den Versuch von Fragestellern 3 mir 

bei personellen Entscheidungen parteipoZitische Motive zu un­

tersteZZen 3 zurUckgewiesen. Wenn in der gegenstandlieken Frage 

im Zusammenhang mit personel Zen Mal'3nahmen im Bereich des Bun­

desministeriums fUr Land- undForstwirtschaft von u s kandaZ5sen 

Zustanden" gesprochen wird3 80 handelt es sich neuerZieh um eine 

durch nichts begrandete Unterstellung. 
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Zu den einzelnen Punkten de1" A.nf.r.·age nehme ieh wie folgt 

Stellung: 

Zu 1}: 

In meiner Antwort auf die sehr1:ftliche parlamentarische "4.nfrage 

Nr.1217/J habe ich mitget;eiZt, da13 bei Aufnahme von Prau Dr. 

WOl'e l in daB Ö ffen t Zieh-re c.ht liche Diens tverhc:. ltnis Tlordienst­

zeiten im Gesamtausmaß von 19 Jahren~ 5 Monaten und 10 Tagen 

berQcksichtigt wurden. Ich bin dabei davon ausgegangen~ daß 

als VorrQckungsstichtag der 9.November 1957 festgesetzt Ulur­

deo 

Das Bundeskanzleramt ist nach seinen Berechnungen zu dem Er­

gebnis gekommen~ daß zum 1.Juli 1972 - dem Datum~ zu dem Frau 

Dr. Wore l fiktiv die VOl'aussetzungen für die Dienstk lasse VII 

erreicht hatte - für die Eins·tufung rund 16 1/2 Jahre anzuer­

kennen waren. Die übe.rlegunG'en~ die zu diesem ErgebnisgefQhl·t 

haben~ hat der Herr Bundeskanzler in seiner AntUlort auf die 

Bchriftliche parlamentarische Anfrage Nr.13?1/J ausführlich 

dargestellt. 

Zu 2}: 

Der Formulierung dieser Anfrage ist zu entnehmen~ ddß die An­

frageste Z le:" offenbar davon ausgehen~ daß VOl' 19? 0 im Bundes­

ministerium für Land- und F'ol'stl,,-irtschaft Aufze1:chnungen ge­

führt wurden~ die darüber Auckunft geben~ welcher politischen 

Partei e-in Beamter angehöl1 t. Solche Aufzeichnungen stehen mir 

nicht zur Verfilgung und ich würde es ablehnen~ die Parteizu­

gehörigkeit meiner Beamten zu registrieren. 

Im Bundesministerium fül- Land- und Porstwil?tschaft: bestehen 

auch keine statistischen Nachweise über die Nachsicht von 

Prüfungen tÜi? den höhel1 en ,"Jinisterialdienst beziehungsweise 

j 'iir den l'ech·1,cs7,·_·, . .:J.~·.~,o·~ TTr·.~·:.- .. 1"'-"-'··--"·_::/~·"·"st Ic'l- 1'''''A_~ ;1,,·,-:- .... C T,I"'age 
.:..1.. ." I ~ I" U I "l", t.-- !::1 t;.. J .. ~ t:'" ... .J. -.JJ """" '"" v ...... , .. t' '"'" """" v vI" • 14,. r" I..A,.I " I" \.A. v c;;.. Ü .... .L 

daher nicht erschöpfend beantworten. Keinesfalls war aber die 

Nachsieht von dez' Pi?üfung für den l'eahtBkund1:gen Verwaltung.s-
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dienst beziehungsweise für den höhe1'en Min.?:sterialdienst vor 

dem Jahre 1970 möglich> weil diese erstmalig durch die GUG­

Novelle" BGB.Nr.S43/19?O., eingeführ:t wurde. Es ist mir aber. 

bekannt., daß unter OVP-Landwirtschaftsministern Beamte in den 

höher'en MinisterütZd-ienst unter Nachsicht der faktisch viel­

fach ver'langten Fachprüfung aufgenommen wurden. 

Zu 3: 

In meiner Beantwortung der Frage 2 habe ich darauf hingewiesen, 

daß mir Aufzeichnungen über die Parteizugehörigkeit meiner Be­

amten nieh"1; ZU!' Verfügung stehen und ich die Registrierung der 

Pal?teizugehörig7<.e1:t meiner Beamten ablehne. Es stehen mir auch 

keine statistischen Aufzeichnungen ZU1' Verfügung, ob beziehungs­

weise welchen Beamten eine Verkürzung der Gesamtdienstzeit in 

eine höhere DienstkZasse insbesondere eine Verkürzung der Ge­

samtdienstzeit zur Bef!:5rdey'ung in die Dienstklasse VIII um ;) 

Jahre geWährt wurde. 

Eine derartige Begünstigung hat aber auch Frau Dr.WoreZ nicht 

erfahren. Wenn man nämlich, wie dies das Bundeskanzleramt bei 

seiner eingangs erwähnten Zustimmungserklärung und den vorher 

anges te l lten Berechnungen getan hat -und dies e Bel'echnung hat 

das Bundesministerium für [,and- und Fors"tlJirtschaft bei Bean­

tragung zur El"nennung in d--::e Dienstklasse VIII zugrunde ge­

legt- davon ausgeht, daf.3 Frau Dr. Wore l im Rahmen einer fikt'iven 

Laufbahn zum 1.Jul'i1972 Dienstzeiten von rund 16 1/2 Jahren 

anzuerkennen waren, dann bedeutet dies, daß die Genannte zum 

1.Jänner 1978 -zum Datum der Ernennung in die Dienstklasse VIII­

fiktiv eine Gesamtdienstzeit von 22 Jahren auszuweisen hatte., 

Bei einer solchen Gesamtdienstzeitwurden aber ausgezeichnet 

beurteilte Bedienstete~ wenn sie auch eine entsprechende Rang­

dienstzeit aufzuweisen ha~ten, selbst dann in die DienstkZasse 

VIII beföl'del>t., wenn sie nicht die Funktion eines AbteiZungs­

leiters auiübten. 
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Zu 4): 

Frau Dr. Wore 'l hat im Sinne des Vorhergesagten ke1:ne "Au,cmahme­

behandlung" erfahren. 

Die Einreihung in eine h8here DienstkZasse gemaß § 28 Abs.2 

GG.1956 setzt nicht "Verdienste ~m die Repub'lik asterreich" 

voraus. Vie'lmehr ist es erforderZich~ daß "besondere dienst­

'liehe Rücksichten" eine so'lche Maßnahme geboten erscheinen 

'lassen. Mit Rücksicht auf die vieZfältigen Erfahrungen~ die 

Frau Dr.WoreZ in ihrer BeT'ufslaufbahn·eY'liJorben hat~ insbe­

sondere aber mit Rücksicht auf den Umstand~ dafJ sie a'ls Sekr'etäT' 

zweier Staatssekretäre undaZs Leiterin eines Ministerbüros 

schwierigste Aufgaben mit grol3em El>fo 19 be7Jältigt hat~ schien 

eine solche Maßnahme gerechtfertigt. 

Der 

\ 
J 
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